Mein Name

Meine Adresse

An
die Europäische Bürgerbeauftragte
1 Avenue du Président Robert Schuman
B.P. 403
FR- 67001 Strasbourg Cedex
Frankreich

Ort, Datum

Sehr geehrte Frau Emily O'reilly,

ich wende mich an Sie in einer in der EU für weit über 25 Millionen von Erwerbsarbeitslosigkeit betroffen Menschen wichtigen Angelegenheit.

Praktisch unter Ausschluss der Öffentlichkeit hat die Europäische Kommission am 19.2.2015 eine „öffentliche Konsultation über die Bereitstellung von Dienstleistungen für Langzeitarbeitslose“ gestartet. Diese endet bereits am 15.5.2015 wieder.

Die Europäische Kommission schließt die davon betroffenen Arbeitslosen systematisch aus: 

1. Der Fragebogen und dazu gehörige Informationen werden nur in Englisch angeboten, obwohl gerade unter den Langzeitarbeitslosen der Anteil von Menschen mit geringen Fremdsprachenkenntnissen besonders hoch ist!

2. Diese Informationen werden nur passiv auf der Homepage der Europäischen Kommission angeboten. Die Europäische Kommission hat die Arbeitsloseninitiativen nicht aktiv eingebunden. In den Texten zur „öffentlichen Konsultation“ werden die Arbeitslosen nicht mit einem Wort direkt angesprochen. Obwohl es doch gerade um diese Menschen gehen sollte und deren aktive Mitarbeit für einen Erfolg notwendig ist!

3. Arbeitslose haben im Gegensatz zu den meisten anderen Bevölkerungsgruppe überhaupt keine Lobby in der EU. Der Aufbau von Arbeitslosenselbstorganisationen und deren Vernetzung wird nicht gefördert. Deshalb haben die über 25 Millionen Erwerbsarbeitslose überhaupt keine Stimme in der EU.

4. Die Fragestellungen sind einseitig und manipulativ. Sie dienen in erster Linie der Rechtfertigung der Geschäfte der Kursindustrie und nicht der Verbesserung der Situation von Erwerbsarbeitslosen, die auch bei der Ausarbeitung des Fragebogens nicht einbezogen worden sind. Die geschlossenen Fragen sind aus dem Zusammenhang gerissen völlig sinnlos. Eine Individualisierung von Dienstleistungen für Langzeitarbeitslose ist dann sinnvoll, wenn sie auf freiwilliger Basis zwischen gleichberechtigten Menschen erfolgt. Diese „Aktivierung“ wird kontraproduktiv, wenn sie im bestehenden Machtungleichgewicht aufgezwungen wird. Erst Recht gilt das für den „Ansatz gemeinsamen Pflichten“ der nur eine Verschleierung von Gewaltverhältnissen darstellt. Auch die Frage nach der Erhöhung der Beteiligungsrate, der Dauer und der Anzahl der Aktivierungsmaßnahmen ist, ohne die grundlegenden Rahmenbedingungen zu nennen, völlig sinnlos und irre führend!

Die Europäische Kommission ignoriert völlig die in internationalen Übereinkommen fest gelegten Anhörungs- und Mitbestimmungsrechte Arbeitsloser (z.B. ILO Konvention 122 – Übereinkommen über die Beschäftigungspolitik, ILO Empfehlung 202 über den nationalen sozialen Basisschutz).

Auch das beigestellt „Grundlagenpapier“ ist einseitig und manipulativ,. Es unterstellt den Arbeitslosen in geradezu stigmatisierender Weise mit der Dauer der Arbeitslosigkeit Kompetenzen zu verlieren, Hindernisse anzusammeln und inaktiv zu werden. Derartige sozialrassistische Vorurteile sind in einer demokratischen Gesellschaft völlig inakzeptabel!

Obwohl das Menschenrecht auf frei gewählte Arbeit in zumindest 5 internationalen Abkommen enthalten ist, werden diese Menschenrechte und andere mit keinem Wort erwähnt. Arbeitslose werden als völlig rechtlose Objekte behandelt und daher auch nirgends direkt als Menschen mit Rechten und eigenen Interessen angesprochen.

Die Europäische Kommission macht also die Opfer ihrer eigenen verfehlten, neoliberalen Politik für die Arbeitslosigkeit verantwortlich. Sie verschleiert so die wirklichen Ursachen der Erwerbsarbeitslosigkeit in Europa. Alternativen zu „Aktivierung“ im Kampf um die viel zu wenigen Arbeitsplätze wie die Arbeitszeitverkürzung oder das Bedingungslose Grundeinkommen werden verschwiegen. Der Fragebogen stellt auch keine Frage nach Alternativen zur von der Europäischen Kommission von oben herab propagierten und durch die Androhung der Existenzvernichtung durch Sanktionen erzwungene „Aktivierung“. 

Die Lebensrealitäten der Arbeitslosen in Europa werden bewusst verschwiegen: Der massive Druck und die Gefährdung der Gesundheit durch menschenrechtswidrige Sanktionen und Zwangsmaßnahmen (Workfare!), die im schlimmsten Fall Arbeitslose in den Tod oder in demSelbstmord treiben können. Selbst schwer kranke und behinderte Menschen werden durch „Aktivierung“ mit aller Gewalt auf den Arbeitsmarkt getrieben. In Großbritannien sind bereits tausende Menschen gestorben!

Diese zutiefst undemokratische und gewalttätige Politik richtet sich gegen alle ArbeitnehmerInnen Europas. Die Europäische Kommission versucht, alle Menschen mit aller Gewalt auf den neoliberalen Arbeitsmarkt zu drängen wo der Druck beständig steigt, sein persönliches Gut „Abeitskraft“ als Ware um jeden Preis zu verkaufen.

Die Europäische Kommission zeigt auf eine Beschwerde des Vereins „Aktive Arbeitslose Österreich“ leider keinerlei Bereitschaft, die aufgezeigten Missstände zu beseitigen.

Wir fordern daher:

· Neustart der „Öffentlichen Konsultation“ unter voller Mitsprache der Arbeitsloseninitiativen Europas!

· Konsultationen und Informationen der EU immer in allen Landessprachen (inklusive Minderheitensprachen) sowie in den wichtigsten Sprachen der EinwanderInnen. Eingaben auch in Papierform und Blindenschrift!

· Förderung des Aufbaus und der Vernetzung von Arbeitsloseninitiativen in Europa damit Erwerbslose endlich eine eigene Stimme haben!

· Entwicklung menschenrechtlicher Standards für die Arbeitsmarktpolitik und Standards für die volle demokratische Mitsprache und Selbstvertretung der Erwerbsarbeitslosen in der Arbeitsmarktpolitik auf allen Ebenen in Europa.

· Unabhängige und kritische Sonderprüfung der Arbeitsmarktpolitik in der EU, insbesondere des „Aktivierungsregimes“ und des Sanktionenregimes.

· Aktionsplan zur Umsetzung der Menschenrechte insbesondere zur Abschaffung der permanenten Existenzbedrohung durch Sanktionen (Bezugssperren).

· Erweiterung der Zuständigkeit der EU Grundrechteagentur um soziale Menschenrechte.

Sollten Sie nicht befugt sein, diese Beschwerde zu behandeln, erkläre ich mein Einverständnis, meine Beschwerde an die zuständige Stelle weiter zu leiten.

Mit freundlichen Grüßen

XX

�Bitte setzen Sie hier Ihren Namen und Ihre Adresse ein!


�Sie könne diese Beschwerde auch online einreichen unter: � HYPERLINK "http://www.ombudsman.europa.eu/de/home.faces"��http://www.ombudsman.europa.eu/de/home.faces�





Oder per E-Mail senden an: � HYPERLINK "mailto:eo@ombudsman.europa.eu"��eo@ombudsman.europa.eu�





Oder per Fax an: 0033 3 88 17 90 62





Tipp: Wenn Sie Zeit haben, schreiben Sie bitte die Beschwerde um oder schreiben eine eigene Beschwerde, damit diese nicht als Massensendung behandelt wird und Sie möglicherweise eine individuelle Antwort erhalten!


�Bitte setzen Sie hier Ort und Datum ein!


�Bitte setzen Sie hier Ihren Namen ein!





